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Landesbehörden

Amtliche Bekanntmachung nach § 10 Absatz 3 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)– 
Antrag auf Genehmigung von drei Windenergieanlagen der BayWa r.e. Wind GmbH am Standort

Kambs
Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Mittleres Mecklenburg

Vom 21. Dezember 2022
Die BayWa r.e. Wind GmbH (Arabellastraße 4, 81925 München) plant die Errichtung und den Betrieb von drei Wind -
energieanlagen (WEA) vom Typ Nordex N149/5.X in der Gemeinde Vorbeck, Gemarkung Kambs und hat hierzu eine
Neugenehmigung beantragt. Das Verfahren wird unter dem Aktenzeichen 571-1.6.2VG-252 beim Staatlichen Amt für
Landwirtschaft und Umwelt Mittleres Mecklenburg (zuständige Genehmigungsbehörde) geführt. Die Inbetriebnahme
der Anlage ist für das Jahr 2023 geplant.
Für das Vorhaben ist eine Genehmigung nach dem BImSchG in Verbindung mit Nummer 1.6.2 des Anhang 1 der
Vierten  Verordnung  zur  Durchführung  des  BImSchG  erforderlich  und  ein  Genehmigungsverfahren  nach  § 10
BImSchG sowie eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. Die Öffentlichkeitsbeteiligung richtet sich nach
§ 10 Absatz 3 und 4 BImSchG und §§ 8 ff. der Neunten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes.
Antrag und Antragsunterlagen (einschließlich des UVP-Berichts) sowie die bereits vorliegenden entscheidungserheb-
lichen behördlichen Stellungnahmen zum Vorhaben (Amt für Kreisentwicklung LK Rostock; Amt für Raumordnung;
untere Bodenschutzbehörde;  Bundesamt für  Infrastruktur,  Umweltschutz  und Dienstleistungen der  Bundeswehr;
Forstamt Bad Doberan; Gemeinde Vorbeck; Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung; Ministerium für Wirt-
schaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit, Landesamt für Gesundheit und Soziales M-V; untere Baubehörde LK Ro-
stock; untere Naturschutzbehörde LK Rostock; untere Wasserbehörde LK Rostock; Wasser und Bodenverband „War-
now-Beke“, Straßenbauamt Stralsund, Bergamt Stralsund) können nach Terminabsprache in der Zeit vom 30. Janu-
ar 2023 bis einschließlich 28. Februar 2023 wie folgt eingesehen werden.
1. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mittleres Mecklenburg Zimmer 4.24

An der Jägerbäk 3
18069 Rostock
Tel.-Nr.: 0385-58867514
Mo.: 8:00 – 16:00 Uhr
Di.: 8:00 – 17:00 Uhr
Mi.: 8:00 – 16:00 Uhr
Do.: 8:00 – 17:00 Uhr
Fr.: 8:00 – 13:00 Uhr

2. Amt Schwaan
für die Gemeinde Vorbeck
Pferdemarkt 2
18258 Schwaan
Tel.-Nr.: 03844841165
Di.: 8:00 – 12:00 Uhr und 14:00 – 18:00 Uhr
Do.: 8:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 14:00 Uhr

Die vorbezeichneten Unterlagen werden zudem ab dem 30. Januar 2023 im zentralen Internetportal des Landes
Mecklenburg-Vorpommern (UVP-Portal) unter www.uvp-verbund.de/mv veröffentlicht.
Einwendungen gegen das Vorhaben können ab dem ersten Tag der Auslegung bis einschließlich  31. März 2023
schriftlich oder per E-Mail (StALUMM-Einwendungen-A5@stalumm.mv-regierung.de) bei den o. g. Behörden erho-
ben werden. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen für das Genehmigungsverfahren ausgeschlos -
sen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.
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Name und Anschrift der Einwender sind in den Einwendungen vollständig und deutlich lesbar anzugeben. Unleserli -
che Namen oder Anschriften können im weiteren Verfahren nicht berücksichtigt werden. Die Einwendungen werden
der Antragstellerin sowie denjenigen im Verfahren beteiligten Behörden, deren Aufgabenbereich von den Einwen-
dungen berührt ist, bekannt gegeben. Der Einwender kann verlangen, dass sein Name und seine Anschrift vor der
Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsver-
fahrens nicht erforderlich sind.
Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Genehmigungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen, ob ein
Erörterungstermin durchgeführt wird. Die Entscheidung wird öffentlich bekannt gegeben.
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

33
34

Hinweis:
In den Auslegungsstellen werden aufgrund der Corona-Pandemie Maßnahmen zum Infektionsschutz getroffen. Des-
halb kann der sonst gewohnte, ungehinderte Zugang zu den Unterlagen in den Ämtern im genannten Zeitraum un -
terschiedlich geregelt und auch begrenzt werden. Daher sind vorherige Terminvereinbarungen zwingend erforder-
lich.

Amtliche Bekanntmachung nach § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung – 

Genehmigung eines LPG-Flüssiggaslagers der E.DIS Netz GmbH am Standort Lüchow
Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Mittleres Mecklenburg

Vom 5. Januar 2023
Die E.DIS Netz GmbH beabsichtigt in der Gemarkung Granzow die Errichtung und den Betrieb eines LPG-Flüssig-
gaslagers mit einer Gesamtlagerkapazität von 29 t.
Das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mittleres Mecklenburg als Genehmigungsbehörde hat eine stand-
ortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 7 Absatz 2 in Verbindung mit Nummer 9.1.1.3 der Anlage 1 des
UVPG durchgeführt.
Die durchgeführte Vorprüfung des Einzelfalls stellt eine überschlägige Prüfung mit begrenzter Prüfungstiefe dar, die
auf die Einschätzung gerichtet war, ob nach Auffassung der zuständigen Behörde erheblich nachteilige Umweltaus-
wirkungen zu besorgen sind. Die möglichen erheblichen Auswirkungen des Vorhabens wurden anhand der unter
Nummer 2.3 Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien beurteilt.
Das Vorhaben kann aufgrund der Abstände von größer als 1,2 km zu den nächstgelegenen Europäischen Vogel-
schutzgebieten und Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung keine erheblichen Beeinträchtigungen hervorrufen. Das
nächste Naturschutzgebiet „Dammer Postmoor“ befindet sich in über 1,7 km Entfernung und kann durch das Vorha-
ben nicht beeinträchtigt werden. Nationalparke und nationale Naturmonumente sind in der Nähe zum Vorhaben-
standort nicht vorhanden. Das nächste Landschaftsschutzgebiet „Mecklenburgische Schweiz und Kummerower See“
befindet sich in über 4,3 km Entfernung und kann durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt werden. Biosphärenreser-
vate sowie geschützte Landschaftsbestandteile sind weiträumig nicht vorhanden. Die nächsten Naturdenkmäler sind
2,1 km, 2,4 km und 3,0 km weit entfernt.
Ebenfalls  können sich für die in der näheren Umgebung (> 230 m) des Standortes befindlichen und nach § 30
BNatSchG gesetzlich geschützten Biotope keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen ergeben.
Es sind keine Wasserschutzgebiete, Risikogebiete, Überschwemmungsgebiete sowie Heilquellenschutzgebiete in der
Nähe zum Vorhabenstandort vorhanden. Das Vorhaben befindet sich nicht in einem Gebiet, in dem die in den Vor-
schriften der Europäischen Union festgelegten Umweltqualitätsnormen überschritten werden.
Der Vorhabenstandort weist keine hohe Bevölkerungsdichte auf. Das Vorhaben liegt im Außenbereich der Gemeinde
Lüchow. Umliegend befinden sich landwirtschaftliche Flächen sowie südlich direkt angrenzend ein landwirtschaftli -
cher Betrieb. Jeweils etwa 1 km nordöstlich bzw. nordwestlich liegen die Ortschaften Granzow und Alt Pannekow als
Ortsteile von Altkalen. Das nächstgelegene Grundzentrum gemäß dem RREP MM/R vom August 2011 ist die Orts-
chaft Gnoien in 6 km Entfernung.
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Es befinden sich keine verzeichneten Denkmäler, Denkmalensembles, Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der
durch die Länder bestimmten Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeutende Landschaft eingestuft worden
sind, in der Umgebung des Vorhabenstandortes.
Die Schutzkriterien 2.3.1 bis 2.3.11 des Anhang 3 UVPG können unter besonderer Berücksichtigung der betrachte-
ten Gebiete und Art und Umfang des ihnen jeweils zugewiesenen Schutzes durch das geplante Vorhaben aufgrund
ihrer Entfernungen bzw. der sehr geringen und teilweise nicht vorhandenen Auswirkungen auf diese nicht erheblich
beeinträchtigt werden. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist daher nicht erforderlich.
Die Entscheidung wird ab dem 23. Januar 2023 im zentralen Internetportal des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(UVP-Portal) unter https://www.uvp-verbund.de/mv veröffentlicht.
Diese Feststellung ist gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar.
Die zuständige Genehmigungsbehörde wird über den Antrag nach den Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes (BImSchG) entscheiden.

Amtliche Bekanntmachung nach § 10 Absatz 3 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) – 
Antrag auf Änderungsgenehmigung bzgl. der Änderung des BioEnergie Park „Güstrow“ 

der EnviTec Bioenergie Güstrow GmbH am Standort 18273 Güstrow
Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Mittleres Mecklenburg

Vom 6. Januar 2023
34
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Die EnviTec Bioenergie Güstrow GmbH plant die Änderung des BioEnergie Park „Güstrow“ am Standort Am Langen
Bruch 1, 18273 Güstrow, Gemarkung Suckow, Flur 1, Flurstücke 172/7, 172/5, 170/8, 170/6, 170/5, 170/4, 169/1 und
hat hierzu eine Änderungsgenehmigung sowie die Zulassung des vorzeitigen Beginns bzgl. Errichtung der LCO2-An-
lagenteile und -Gasfüllanlagen, Errichtung der LNG-Gasfüllanlage inkl. der Strahlungsschutzwand, Errichtung von
zwei Trafostationen, Rückbau aller Anlagenteile der Feuerungsanlage, Errichtung der BHKW 4 und 5 inkl. Anlagen-
peripherie und Errichtung einer Trafostation beantragt. Das Verfahren wird unter dem Aktenzeichen 572-8.6.3.1GE-
001 beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mittleres Mecklenburg (zuständige Genehmigungsbehör-
de) geführt. Die Inbetriebnahme der geänderten Anlage ist für das Jahr 2023 geplant.
Wesentliche Vorhabensmerkmale sind:
- Änderung BE 3 (Gasaufbereitungsanlage, Biomethanverflüssigung und Notfackel) durch

- Errichtung einer Anlage zur Verflüssigung von CO2 zur Behandlung der Abluft aus der BGAA, Erweiterung
der Biomethanverflüssigungsanlage um die Gasfüllanlage (LNG- Tanklager, Transferpumpe, Abgabeeinrich-
tung, Tankwagenanschluss, Abfüllfläche),

- Errichtung zweier Trafo,
- Erhöhung der Produktionskapazität der Biomethanverflüssigungsanlage auf 27 t/d
- Lageänderung von Anlagenteilen der Biomethanverflüssigungsanlage,
- Rückbau der RTO

- Rückbau aller Anlagenteile der Feuerungsanlage (BE V) und damit verbundene Nutzungsaufgabe des Heizwerks
- Änderung BE VI (BHKW) durch

- Errichtung eines zusätzlichen BHKW (BHKW 5) im Container inkl. Anlagenperipherie (2,357 MW fwl, 999
kWel, 996 kWth)

- Reduzierung der Leistung von BHKW 4 (gleiches Aggregat wie BHKW 5) und dessen Lageverschiebung,
- Errichtung von SCR-Kat-Anlagen für die BHKW 4 und 5,
- Lageänderung des Zubehörcontainers für die BHKW,
- Errichtung eines Trafo

Für das Vorhaben ist eine Genehmigung nach dem BImSchG in Verbindung mit Nummer 8.6.3.1GE des Anhang 1 der
Vierten  Verordnung  zur  Durchführung  des  BImSchG  erforderlich  und  ein  Genehmigungsverfahren  nach  § 10
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BImSchG durchzuführen. Die Öffentlichkeitsbeteiligung richtet sich nach § 10 Absatz 3 und 4 BImSchG und §§ 8ff.
der Neunten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes.
Antrag und Antragsunterlagen sowie die bereits vorliegenden entscheidungserheblichen behördlichen Stellungnah-
men zum Vorhaben können in der Zeit vom 30. Januar 2023 bis einschließlich 28. Februar 2023 wie folgt eingese-
hen werden:
1. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mittleres Mecklenburg 

Zimmer 4.20
An der Jägerbäk 3
18069 Rostock
Tel.-Nr.: 0385 58867512
Mo.: 8:00 – 16:00 Uhr
Di.: 8:00 – 17:00 Uhr
Mi.: 8:00 – 16:00 Uhr
Do.: 8:00 – 17:00 Uhr
Fr.: 8:00 – 13:00 Uhr

2. Stadtentwicklungsamt
Baustraße 33
18273 Güstrow
Flur des 4. OG
Mo.: 9:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 15:00 Uhr
Di.: 9:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr
Do.: 9:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 17:00 Uhr
Fr.: 9:00 – 12:00 Uhr

Zusätzlich können telefonisch Termine unter 03843 769-437 vereinbart werden.
Einwendungen gegen das Vorhaben können ab dem ersten Tag der Auslegung bis einschließlich  31. März 2023
schriftlich oder per E-Mail (StALUMM-Einwendungen-A5@stalumm.mv-regierung. de) bei den o. g. Behörden erho-
ben werden. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen für das Genehmigungsverfahren ausgeschlos -
sen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.
Name und Anschrift der Einwender sind in den Einwendungen vollständig und deutlich lesbar anzugeben. Unleserli -
che Namen oder Anschriften können im weiteren Verfahren nicht berücksichtigt werden. Die Einwendungen werden
der Antragstellerin sowie denjenigen im Verfahren beteiligten Behörden, deren Aufgabenbereich von den Einwen-
dungen berührt ist, bekannt gegeben. Der Einwender kann verlangen, dass sein Name und seine Anschrift vor der
Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsver-
fahrens nicht erforderlich sind.
Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Genehmigungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen, ob ein
Erörterungstermin durchgeführt wird. Die Entscheidung wird öffentlich bekannt gegeben.
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Amtliche Bekanntmachung nach § 10 Absatz 3 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) – 
Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage (WKA) im Windeignungsgebiet Nr. 07/21 

„Questin“ (WKA Questin V), Absage Erörterungstermin
Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklenburg

Vom 23. Januar 2023
Die WIND-projekt GmbH & Co. 33. Betriebs-KG (Seestraße 71a, 18211 Börgerende) plant die Errichtung und den
Betrieb einer Windkraftanlage (WKA) im Windeignungsgebiet 07/21 „Questin“, Gemarkung Sievershagen, Flur 2,
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Flurstück 60. Geplant ist 1 WKA. vom Typ Nordex N149/5.X mit einer Nennleistung von 5,7 MW und einer Gesamt-
höhe von 238,55 m.
Die Anlage soll voraussichtlich im Jahr 2023 in Betrieb genommen werden.

35
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Nach Auslegung des Antrags und Ablauf der Einwendungsfrist für das Genehmigungsverfahren „WKA Questin V“ am
21. April 2022 gibt das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklenburg bekannt:
Die vorliegenden Einwendungen bedürfen nach Einschätzung der Behörde keiner Erörterung. Dementsprechend
wird für das Vorhaben gemäß § 16 Absatz 1 der 9. BImSchV kein Erörterungstermin durchgeführt.
Die Entscheidung ergeht aus dem der Behörde zugestandenen Ermessen nach § 10 Absatz 6 BImSchG i. V. m. § 16
Absatz 1 Nummer 4 der 9. BImSchV und beruht im Wesentlichen auf der Tatsache, dass die einzig eingegangene Ein-
wendung insbesondere aus fachlicher Sicht hinreichend begründet und konkret ist und keiner weiteren Erläuterung
bedarf.
Diese Entscheidung ist gemäß § 44a Verwaltungsgerichtsordnung nicht isoliert anfechtbar. Sie stellt keine Absichts-
erklärung der Genehmigungsbehörde über den Ausgang des Genehmigungsverfahrens im Sinne von §  38 Landesver-
waltungsverfahrensgesetz M-V (VwVfG) dar.
Die Genehmigungsbehörde wird über den Antrag nach den Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und
unter Einbeziehung der eingegangenen Einwendung entscheiden.

Amtliche Bekanntmachung nach § 10 Absatz 3 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) – 
Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage (WKA) im Windeignungsgebiet Nr. 07/21 

„Questin“ (WKA Questin VI), Absage Erörterungstermin
Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklenburg

Vom 23. Januar 2023
Die WIND-projekt GmbH & Co. 33. Betriebs-KG (Seestraße 71a, 18211 Börgerende) plant die Errichtung und den
Betrieb einer Windkraftanlage (WKA) im Windeignungsgebiet 07/21 „Questin“, Gemarkung Sievershagen, Flur 2,
Flurstück 47/3. Geplant ist eine WKA. vom Typ Nordex N149/5.X mit einer Nennleistung von 5,7 MW und einer Ge -
samthöhe von 238,55 m.
Die Anlage soll voraussichtlich im Jahr 2023 in Betrieb genommen werden.
Nach Auslegung des Antrags und Ablauf der Einwendungsfrist für das Genehmigungsverfahren „WKA Questin VI“
am 21. April 2022 gibt das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklenburg bekannt:
Die vorliegenden Einwendungen bedürfen nach Einschätzung der Behörde keiner Erörterung. Dementsprechend
wird für das Vorhaben gemäß § 16 Absatz 1 der 9. BImSchV kein Erörterungstermin durchgeführt.
Die Entscheidung ergeht aus dem der Behörde zugestandenen Ermessen nach § 10 Absatz 6 BImSchG i. V. m. § 16
Absatz 1 Nummer 4 der 9. BImSchV und beruht im Wesentlichen auf der Tatsache, dass die einzig eingegangene Ein-
wendung insbesondere aus fachlicher Sicht hinreichend begründet und konkret ist und keiner weiteren Erläuterung
bedarf.
Diese Entscheidung ist gemäß § 44a Verwaltungsgerichtsordnung nicht isoliert anfechtbar. Sie stellt keine Absichts-
erklärung der Genehmigungsbehörde über den Ausgang des Genehmigungsverfahrens im Sinne von §  38 Landesver-
waltungsverfahrensgesetz M-V (VwVfg M-V) dar.
Die Genehmigungsbehörde wird über den Antrag nach den Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und
unter Einbeziehung der eingegangenen Einwendung entscheiden.
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Durchführung eines Plangenehmigungsverfahrens für die Errichtung und den Betrieb der Gas Link
Lubmin – 

Erdgaspipeline durch die Ostsee von der Prorer Wiek nach Lubmin einschließlich Landfall
Bekanntmachung des Bergamtes Stralsund

Vom 23. Januar 2023
Die Firma Gas Link Lubmin GmbH
c/o RWE Supply & Trading GmbH 
RWE Platz 6
45141 Essen
hat beim Bergamt Stralsund nach dem Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz –
EnWG) i. V m. dem Gesetz zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases (LNG-Beschleunigungsgesetz –
LNGG) mit Schreiben 4. November 2022 unter Beifügung von Antragsunterlagen – geändert am 17. November 2022
und am 5. Dezember 2022 – Folgendes beantragt:
Durchführung eines Plangenehmigungsverfahrens gemäß § 43 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 EnWG i. V. m.
§ 74 Absatz 6 Satz 1 VwVfG i. V. m. § 8 Absatz 1 LNGG für die Errichtung und den Betrieb der Gas Link Lubmin –
Erdgaspipeline durch die Ostsee von der Prorer Wiek nach Lubmin einschließlich Landfall, Risertower und FSRU/
FSU, Teilabschnitt Landfall.
Dieser Landfall wird auch als Molchempfangsstation (MES) der Ostsee-Anbindungs-Leitung (OAL) bezeichnet. Das
Vorhaben liegt in der Gemarkung Lubmin, Flur 1 und 2. Es beginnt mit der MES OAL, die innerhalb des Geltungsbe -
reichs des Bebauungsplans „Industrie- und Gewerbegebiet Lubminer Heider“ (4. am 5. Januar 2008 im „Peene-Echo“
bekannt gemachte Fassung) westlich neben der EST Lubmin 2 errichtet und an deren Rohrleitungssystem ange-
schlossen wird; der 750 m lange Mikrotunnel verläuft vom Rohrleitungssystem der MES OAL aus vollständig unterir-
disch in nordöstlicher Richtung bis zur seeseitigen Abschnittsgrenze der OAL im Küstenmeer. Von dem Mikrotunnel
werden eine Straße, eine private Eisenbahninfrastruktur (Bahngleis), ein Waldstück und der Strandbereich unter-
quert. Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen folgende Bestandteile:
- Baustelleneinrichtungsflächen (Bau- und Montageflächen für die Errichtung der MES OAL und des Mikrotun-

nels),
36
37

- Errichtung und Betrieb der MES OAL nebst Mess- und Elektrogebäude (Container) auf dem Betriebsgelände so-
wie abgrenzender Zaunanlage,

- Errichtung und Betrieb des Landfalls (Verlegung von Rohrleitungskomponenten, Absperrarmaturen, einem tem-
porären Ausbläser sowie Errichtung 750 m langer Mikrotunnel als Querungsbauwerk und nachfolgender Be-
trieb),

- Zufahrten zum Betriebsgelände.
Über das Gesamtvorhaben OAL sollen künftig aus importiertem LNG jährlich bis zu 14,4 Mrd. m3 und nach weiterem
Ausbau bis zu 38 Mrd. m3 Erdgas angelandet werden.
Die Bearbeitung des Antrags ist abgeschlossen.  Für den Entwurf der Zulassungsentscheidung nach § 43 Ab-
satz 1, Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 EnWG i. V. m. § 74 Absatz 6 VwVfG i. V. m. § 8 Absatz 1 LNGG wird eine
Zugänglichmachung gemäß § 4 Absatz 4 LNGG ermöglicht.
Gemäß § 4 Absatz 4 LNGG werden hiermit der Öffentlichkeit vor Erteilung der Zulassung
1. der Entwurf der Zulassungsentscheidung einschließlich Begründung,
2. die wesentlichen Antragsunterlagen einschließlich der Unterlagen, mit denen die wesentlichen Auswirkungen

des Vorhabens auf die Umwelt dargestellt werden,
3. die Gründe für die Gewährung der Ausnahme nach § 4 Abs. 1 LNGG von den Anforderungen nach dem UVPG
für die Dauer von vier Tagen, das heißt vom 24. Januar bis zum 27. Januar 2023 bei der Zulassungsbehörde Berg-
amt Stralsund, Frankendamm 17, 18439 Stralsund während der Dienstzeiten
Montag, Dienstag, Mittwoch, Donnerstag 8:00 – 15:30 Uhr 
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Freitag 8:00 – 13:30 Uhr
und auf der Internetseite des Bergamtes Stralsund (https://www.bergamt-mv.de/service/genehmigungsverfahren/)
öffentlich zugänglich gemacht.
Hinweis:
Es wird darauf hingewiesen, dass es mit der vorstehenden Veröffentlichung um die Zugänglichmachung gemäß §  4
Absatz 4 LNGG vor Erteilung der Zulassung geht und nicht um eine Beteiligung der Öffentlichkeit nach §  8 Absatz 1
Nummer 1 LNGG.

Gerichte

Zwangsversteigerungen
Sammelbekanntmachung

Rechte, die bei der Eintragung des Versteigerungsvermerks aus dem Grundbuch nicht ersichtlich waren, sind spätes-
tens im Versteigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anzumelden und, wenn die Antragstel -
ler oder Gläubiger widersprechen, glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie bei der Feststellung des geringsten Gebo-
tes nicht berücksichtigt und bei der Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers und den üb -
rigen Rechten nachgesetzt werden.
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Grundstücks oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs entgegen-
steht, wird aufgefordert, vor Erteilung des Zuschlags die Aufhebung oder einstweilige Einstellung des Verfahrens
herbeizuführen. Versäumt er dies, tritt für das Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes.
Es ist zweckmäßig, zwei Wochen vor dem Termin eine genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptfor -
derung, Zinsen und Kosten, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. Die Erklärung kann auch zur
Niederschrift der Geschäftsstelle abgegeben werden.

Bekanntmachung des Amtsgerichts Güstrow
Vom 5. Januar 2023
822 K 37/21
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am  Mittwoch, 22. März 2023, um 9:30 Uhr,  im Amtsgericht Güstrow,
Franz-ParrPlatz 2a,  18273 Güstrow, Sitzungssaal:  114 öffentlich versteigert  werden: Grundstück,  eingetragen im
Grundbuch von Dolgen am See Blatt 558, Gemarkung Dolgen, Flur 1, Flurstück 210, Gebäude- und Freifläche, Ge -
wässer, Freifläche, Ackerland, Größe: 4.056 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen): Dorfstraße, 18299 Dolgen am See; massives, teilunter-
kellertes Zweifamilienhaus, Baujahr ca. 1900, ca. 1994 modernisiert
Verkehrswert: 94.700,00 EUR
Der Versteigerungsvermerk ist am 14. Oktober 2021 in das Grundbuch eingetragen worden.
weitere Informationen unter www.zvg.com
Hinweis: Gemäß §§ 67 – 70 ZVG kann im Versteigerungstermin für ein Gebot Sicherheit verlangt werden. Die Sicher-
heit beträgt 10 % des Verkehrswertes und ist sofort zu leisten. Sicherheitsleistung durch Barzahlung ist ausgeschlos-
sen. Bietvollmachten müssen öffentlich beglaubigt sein.
Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangsversteigerungen“ wird hingewiesen.
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Bekanntmachung des Amtsgerichts Ludwigslust 
– Zweigstelle Parchim -

Vom 3. Januar 2023
14 K 4/22
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Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Dienstag, 14. März 2023, um 9:00 Uhr, im Amtsgericht Ludwigslust,
Zweigstelle Parchim, Moltkeplatz 2, 19370 Parchim, Sitzungssaal: 107 öffentlich versteigert werden: Grundstück,
eingetragen im Grundbuch von Lübz Blatt 35240, Gemarkung Bobzin, Flur 2, Flurstück 165, Gebäude- und Gebäude -
nebenflächen, Größe: 2.064 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Es handelt sich um ein eingeschossiges Wohnhaus mit Scheunenteil in 19386 Lübz, OT Bobzin, Zum Kanal 2; Baujahr
vermutlich um 1910 als Scheune,  teilunterkellert,  teilausgebautes Dachgeschoss,  Wfl. ca.  114 m2,  Nfl. ca.  93 m2

(Scheunenteil) und ca. 20 m2 (Keller), offener Unterstand und massive Garage mit Unterstand vorhanden. Die Um-
bau- und Modernisierungsarbeiten sind tlw. noch nicht fertig gestellt.
Verkehrswert: 134.000,00 EUR
Der Versteigerungsvermerk ist am 7. Februar 2022 in das Grundbuch eingetragen worden.
Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangsversteigerungen“ wird hingewiesen.

--------------
Vom 4. Januar 2023
15 K 40/21
Im Wege der Zwangsvollstreckung (Wiederversteigerung) soll am  Mittwoch, 26. April 2023, um 9:00 Uhr, im
Amtsgericht Ludwigslust, Zweigstelle Parchim, Moltkeplatz 2, 19370 Parchim, Sitzungssaal: 107 öffentlich verstei-
gert werden: Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Grabow Blatt 2595, Gemarkung Grabow, Flur 43, Flurstück
164/2, Gebäude- und Freifläche für Gewerbe und Industrie, Binnung 70, Größe: 7.019 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Das Versteigerungsobjekt ist bebaut mit einem freistehenden, nicht unterkellerten, eingeschossigen Gewerbeobjekt,
das derzeit als Baustoffmarkt und für Lagerzwecke genutzt wird. Das Gebäude wurde um 1880 errichtet und 2001
im Zuge der Umnutzung leicht modernisiert. Darüber hinaus ist ein Lagergebäude vorhanden, das 1970 errichtet
wurde. Die Nutzfläche beträgt insgesamt etwa 1.631 m2 (1.131 m2 Baustoffmarkt, 500 m2 Lagergebäude). Es sind Bo-
denkontaminationen  vorhanden,  die  (u.  a.)  aufgrund  einer  ehemaligen  Leichtmetallgießerei –  die  sich  auf  dem
Grundstück befand – entstanden sind.
Der Verkehrswert wurde ohne Altlasten auf 126.000,00 EUR ermittelt; die Beseitigungskosten der Altlasten wurden
auf insgesamt etwa 222.000,00 EUR geschätzt. Das im Gutachten mitbewertete Zubehör ist nicht Versteigerungsge-
genstand.
Nähere Angaben zu dem Objekt können dem Sachverständigen- sowie dem Altlastengutachten entnommen werden,
welche auf der Geschäftsstelle ausliegen.
Verkehrswert: 1,00 EUR
Der Versteigerungsvermerk ist am 5. Oktober 2021 in das Grundbuch eingetragen worden.
weitere Informationen unter www.zvg.com
Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangsversteigerungen“ wird hingewiesen.
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Bekanntmachung des Amtsgerichts Wismar
Vom 5. Januar 2023
30 K 20/21
Im Wege der  Zwangsvollstreckung soll  am  Dienstag,  21. März 2023, um 9:30 Uhr,  im Amtsgericht  Wismar,
Zweigstelle Grevesmühlen, Bahnhofstraße 2 – 4, 23936 Grevesmühlen, Sitzungssaal: 3 öffentlich versteigert werden:
Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Glasin Blatt 91, lfd. Nr. 1 BVZ, Gemarkung Glasin, Flur 1, Flurstück
161/2, Gebäude- und Freifläche, Dorfstraße Glasin 2, Größe: 79 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Es handelt sich um eine Gartenfläche, die eine wirtschaftliche Einheit mit BV-Nr. 2 bildet.
Verkehrswert: 4.000,00 EUR
Der Versteigerungsvermerk ist am 21. Juli 2021 in das Grundbuch eingetragen worden.
Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Glasin Blatt 91, lfd. Nr. 2 BVZ, Gemarkung Glasin, Flur 1, Flurstück
150/2, Gebäude- und Freifläche, Dorfstraße Glasin 2, Größe: 783 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen): Anschrift: 23992 Glasin, Dorfstraße 2
Es handelt sich um ein zumindest teilsaniertes Einfamilienhaus (Bj. ca. 1956/57, Wfl. EG ca. 84 m2). Eine Innenbe-
sichtigung ist nicht erfolgt.
Verkehrswert: 143.000,00 EUR
Der Versteigerungsvermerk ist am 21. Juli 2021 in das Grundbuch eingetragen worden.
Hinweis: Gemäß §§ 67 – 70 ZVG kann im Versteigerungstermin für ein Gebot Sicherheit verlangt werden. Die Sicher-
heit beträgt 10 % des Verkehrswertes und ist sofort zu leisten. Sicherheitsleistung durch Barzahlung ist ausgeschlos-
sen. Bietvollmachten müssen öffentlich beglaubigt sein.
Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangsversteigerungen“ wird hingewiesen.
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Sonstige Bekanntmachungen

Satzung der Tierseuchenkasse von Mecklenburg-Vorpommern 
über die Gewährung von Beihilfen – Beihilfesatzung -

Bekanntmachung der Tierseuchenkasse von Mecklenburg-Vorpommern
Vom 5. Januar 2023

Aufgrund des § 11 Absatz 2 Nummer 8 und § 16 Absatz 1 Satz 2 des Ausführungsgesetzes zum Tiergesundheitsge-
setz (TierGesGAG M-V) vom 4. Juli 2014 (GVOBl. M-V S. 306), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juli 2018
(GVOBl. M-V S. 219) geändert worden ist, und des § 5 Absatz 1 Nummer 8 der Hauptsatzung der Tierseuchenkasse
von Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 2017 (AmtsBl. M-V/AAz. S. 314),
die zuletzt durch die Satzung vom 22. November 2022 (AmtsBl. M-V/AAz. S. 583) geändert worden ist, hat der Ver-
waltungsrat der Tierseuchenkasse von Mecklenburg-Vorpommern am 1. November 2022 folgende Satzung beschlos-
sen, die am 5. Januar 2023 durch das Ministerium für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche Räume und Umwelt
Mecklenburg-Vorpommern genehmigt worden ist:
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§ 1
Allgemeines

(1) Die Tierseuchenkasse von Mecklenburg-Vorpommern gewährt Beihilfen in Übereinstimmung mit der Verordnung
(EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. Juni 2014 (Agrar-GVO)1 und der Leistungssatzung der Tierseuchenkasse
von Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. November 2020 (AmtsBl.  M-V/AAz.
S. 501) an Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen im Sinne des Anhangs I Artikel 2 der o. g.
Verordnung, die in der Primärproduktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind. Für Zoos, Tiergärten und die-
sen ähnliche Einrichtungen finden die Regelungen analoge Anwendung. Dabei erfolgt die Gewährung von Beihilfen
nach der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 20132.
(2) Die Beihilfen werden dem Tierhalter oder dem Berechtigten im Sinne des § 21 und § 22 Absatz 1 und 2 des Tier-
gesundheitsgesetzes (TierGesG)3,  nachfolgend Beihilfeempfänger genannt,  im Rahmen der Beihilferegelung nach
den Vorgaben der Anhänge I bis V gewährt. Die Anhänge sind Bestandteil dieser Beihilfesatzung. Beihilfen für tier -
ärztliche Verrichtungen und labordiagnostische Untersuchungen, die zu Handelszwecken und im Rahmen einer Qua-
rantäne durchgeführt werden, sind von diesen Regelungen ausgenommen.
(3) Die Beihilfen haben einen Anreizeffekt im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 der Agrar-GVO, es sei denn, ein Anreizef-
fekt ist nach Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe d der Agrar-GVO nicht erforderlich oder wird als gegeben angesehen. Der
Anreizeffekt ist erfüllt, wenn der Beihilfeempfänger vor Beginn der Maßnahmen einen schriftlichen Antrag im Sinne
des Artikels 6 Absatz 2 der vorgenannten Verordnung bei der Tierseuchenkasse gestellt hat
(4) Beihilfen werden nicht für die Mehrwertsteuer gewährt.
(5) Die Beihilfen begründenden Unterlagen und Aufzeichnungen sind nach Artikel 13 der Agrar-GVO zehn Jahre ab
dem Folgejahr der Beihilfegewährung aufzubewahren.
(6) Die Beihilfen werden nur für die der Melde- und Beitragspflicht unterliegenden Tierarten nach § 20 Absatz 2
Satz 1 Tier- GesG in Verbindung mit § 20 Absatz 1 Satz 1 TierGesGAG M-V gewährt.
(7) Für die Gewährung der Beihilfen gelten folgende Grundsätze:
1. Die Beihilfen werden nur für Maßnahmen im Zusammenhang mit Tierseuchen, seuchenhaft verlaufenden Tier-

krankheiten oder Zoonosen, nachfolgend Tierseuchen genannt, gewährt, zu denen es Rechts- oder Verwaltungs-
vorschriften gibt und die als Teil von unionsweiten, nationalen oder regionalen öffentlichen Programmen zur
Verhütung, Bekämpfung, Überwachung und Tilgung der betreffenden Tierseuche durchgeführt werden.

2. Die Beihilfen betreffen keine Maßnahmen, deren Kosten nach Unionsrecht von den Beihilfeempfängern selbst zu
tragen sind, es sei denn, die Kosten solcher Beihilfemaßnahmen werden in voller Höhe durch Pflichtabgaben der
Beihilfeempfänger ausgeglichen.

3. Die Beihilfen werden nur für Tierseuchen gewährt, die in der Liste der Tierseuchen der Weltorganisation für
Tiergesundheit oder in Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/4294 aufgeführt sind.
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4. Die Beihilfen werden in dem nach Artikel 26 Absatz 6 der Agrar-GVO genannten Zeitraum ausgezahlt.
5. Beihilfen für den Ausgleich von Kosten, die für Maßnahmen nach Artikel 26 Absatz 7 und 8 der Agrar-GVO ent-

standen sind, werden dem Beihilfeempfänger nach Artikel 26 Absatz 11 Satz 1 der Agrar-GVO in Form von Sach-
leistungen gewährt. Von den Ausnahmemöglichkeiten nach Artikel 26 Absatz 11 Satz 2 der genannten Verord-
nung kann Gebrauch gemacht werden.

1 Verordnung (EU) Nr 702/2014 der Kommission vom 25. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen im Agrar-
und Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (ABI. L 193 vom 1.7.2014, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2020/2008 (ABl. L 414 vom 9.12.2020, S. 15) 
geändert worden ist

2 Verordnung (EU) Nr 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihifen (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1), die durch die Verordnung (EU) 2020/972 
(ABl. L 215 vom 7.7.2020, S. 3) geändert worden ist

3 in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2018 (BGBl. IS. 1938), das zuletzt durch Artikel 104 des Gesetzes vom 10. August 
2021 (BGBl. IS. 3436) geändert worden ist

4 Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseuchen und zur Änderung und Aufhebung 
einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht”) (ABl. L 84 vom 31.3.2016, S. 1, L 57 vom 3.3.2017, S. 65, L 84 vom
20.3.2020, S. 24, L 48 vom 11.2.2021, S. 3, L 224 vom 24.6.2021, S. 42), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2018/1629 (ABl. L 
272 vom 31.10.2018, S. 11) geändert worden ist.
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6. Beihilfen als Ausgleich für Tierverluste, die aus Anlass von Tierseuchen entstanden sind, werden abweichend
von Nummer 5 dem Beihilfeempfänger direkt als Erstattung von tatsächlich angefallenen Kosten gewährt. Dabei
dürfen die Beihilfen den Marktwert der Tiere nicht überschreiten und sind auf solche Tierseuchen begrenzt, de-
ren Ausbruch von dem zuständigen Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt (VLA) amtlich festgestellt
wurde.

7. Die beihilfefähigen Kosten sind um etwaige, nicht unmittelbar auf den Ausbruch der Tierseuche zurückzuführen-
de Kosten, die andernfalls angefallen wären, zu verringern.

8. Die Beihilfen und sonstige vom Beihilfeempfänger erhaltene Zahlungen, einschließlich der Zahlungen im Rah-
men anderer nationaler oder unionsweiter Maßnahmen oder Versicherungspolicen für dieselben beihilfefähigen
Kosten, sind auf 100 % der beihilfefähigen Kosten begrenzt.

§ 2
Voraussetzungen für die Beihilfegewährung

Voraussetzungen für die Gewährung von Beihilfen sind neben den in den Anhängen genannten zusätzlichen Bedin-
gungen, dass
1. sich die Tiere zum Zeitpunkt der beihilfefähigen Maßnahme in Mecklenburg-Vorpommern befanden, die Tiere

bei der Tierseuchenkasse ordnungsgemäß gemeldet waren und die Beiträge fristgerecht entrichtet wurden,
2. der Beihilfeempfänger Maßnahmen zur Verhütung, Bekämpfung, Überwachung und Tilgung von Tierseuchen in

seinem Betrieb nach näherer Anweisung des zuständigen VLA durchgeführt und die hierzu erlassenen rechtli-
chen Vorschriften für die betreffende Tierseuche eingehalten hat,

3. die  labordiagnostischen  Untersuchungen  im  Rahmen  amtlich  angeordneter  Maßnahmen  im  Landesamt  für
Landwirtschaft, Lebensmittelsicherheit und Fischerei Mecklenburg-Vorpommern (LALLF) sowie andere beihilfe-
fähige Untersuchungen in diesem oder in Abstimmung mit dem Tiergesundheitsdienst oder der Tierseuchenkas-
se in einer anderen dafür akkreditierten Untersuchungseinrichtung durchgeführt worden sind,

4. die Probenahmen und der Versand der Proben nach der Richtlinie des LALLF zur Entnahme und Einsendung
von Untersuchungsmaterial zur Diagnostik von Tierseuchen und Tierkrankheiten in der jeweils geltenden Fas-
sung erfolgt,

5. für Untersuchungen von Blutproben bei Rindern im LALLF der Untersuchungsantrag aus dem Herkunftssiche-
rungs- und Informationssystem für Tiere (HIT-Datenbank) zu verwenden ist,

6. im Falle des Ausgleichs von Tierverlusten der Ausbruch der Tierseuche durch das zuständige VLA amtlich fest -
gestellt worden ist und

7. es sich bei dem Beihilfeempfänger um ein Unternehmen in der landwirtschaftlichen Primärproduktion handelt
und die Voraussetzungen gemäß Artikel 2 Nummer 2 in Verbindung mit Anhang I der Agrar-GVO erfüllt sind.

§ 3
Verfahren

(1) Der Beihilfeantrag ist gemäß § 1 Absatz 3 Satz 2 vom Beihilfeempfänger bis zum 20. Januar eines jeden Jahres,
spätestens jedoch vor Durchführung der beihilfefähigen Maßnahme, bei der Tierseuchenkasse zu stellen.
(2) Für die Antragstellung ist das entsprechende Antragsformular der Tierseuchenkasse zu verwenden. Die Antrags-
tellung kann schriftlich oder elektronisch über die Internetadresse der Tierseuchenkasse www.tskmv.de erfolgen.
Für die schriftliche Antragstellung ist der Antrag durch den Beihilfeempfänger zu unterschreiben. Für die elektroni -
sche Antragstellung ist die Verwendung der persönlichen Zugangskennung, die dem Beihilfeempfänger zur Teilnah-
me an dem elektronischen Verfahren schriftlich mitgeteilt wurde, der Unterschriftsleistung gleichgestellt.
Der Antrag enthält mindestens die folgenden Angaben:
1. die vollständige Anschrift des Beihilfeempfängers,
2. die Tierseuchenkassennummer,
3. die Registriernummer des Betriebes gemäß § 26 der Viehverkehrsverordnung in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 26. Mai 2020 (BGBl. I S. 1170),
4. die Größe des Unternehmens, einschließlich einer Erklärung, dass die Voraussetzungen gemäß Artikel  1 Num-

mer 1 Buchstabe a Unterbuchstabe i letzter Teilsatz in Verbindung mit Anhang I der Agrar-GVO erfüllt sind,
5. die Beschreibung der Beihilfemaßnahme, einschließlich Datum des Beginns und Abschlusses der durchgeführ-

ten Maßnahme,
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6. den Standort der durchgeführten Maßnahmen, wenn abweichend von Nummer 1,
7. eine Aufstellung der beihilfefähigen Kosten,
8. die Art der Beihilfe und
9. in Anspruch genommene Versicherungszahlungen oder sonstige Zahlungen im Rahmen anderer nationaler oder

unionsweiter Maßnahmen.
(3)  Die im Zusammenhang mit  der Antragstellung erforderlichen Unterlagen sind innerhalb von 90 Tagen nach
Durchführung der beihilfefähigen Maßnahmen für die Abrechnung und Festsetzung der Beihilfe bei der Tierseuchen-
kasse wie folgt einzureichen:
a) die vom Beihilfeempfänger einzureichenden Unterlagen ergeben sich aus den Vorgaben der Anhänge,

40
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b) für die von den Tierärzten und Tierärztinnen erbrachten Leistungen für Probenahmen, bei denen die Untersu-
chungen nicht im LALLF durchgeführt  wurden,  und für durchgeführte Impfungen sind die entsprechenden
Nachweise durch den Beihilfeempfänger direkt bei der Tierseuchenkasse einzureichen,

c) für die vom LALLF erbrachten Leistungen für labordiagnostische Untersuchungen und über die von den Tierärz-
tinnen und Tierärzten und der Milchkontroll- und Rinderzuchtverband eG (MRV eG) in diesem Zusammenhang
vorgenommenen Probenahmen und Probenbereitstellungen erfolgt ein Datenaustausch zwischen der Tierseu-
chenkasse, dem LALLF und der MRV eG. Der Austausch der Daten dient ausschließlich der Durchführung des
Abrechnungsverfahrens und ist auf das für die Einhaltung der Vorschriften nach Artikel 26 der Agrar-GVO erfor-
derliche Maß beschränkt. Über die Erhebung, Speicherung, Übermittlung und Verarbeitung der Daten wird der
Beihilfeempfänger informiert.

Mit der Unterzeichnung und Einreichung des Beihilfeantrages an die Tierseuchenkasse stimmt der Beihilfeempfän-
ger den unter Buchstabe b und c aufgeführten Verfahren zu.
(4) Die Gewährung der Beihilfen erfolgt nach Eingang und Prüfung der gemäß Absatz 3 vorzulegenden Unterlagen
mit schriftlichem Bescheid an den Beihilfeempfänger. Dabei werden dem Beihilfeempfänger
a) die  Beihilfen  für  die  Durchführung von Probenahmen,  Probenbereitstellungen labordiagnostischen Untersu-

chungen und Impfmaßnahmen in Form von Sachleistungen als ein die Kosten reduzierender Zuschuss an die
beauftragten Tierärztinnen oder Tierärzte, die MRV eG oder an die Untersuchungseinrichtung gezahlt,

b) die Beihilfen für den Ausgleich des Schadens durch Tierverluste direkt gezahlt und
c) die Beihilfen für die Durchführung von Bestandsbesuchen im Rahmen von Probenahmen nach Anhang I, Num-

mer 4.3 und 4.4 und den Anhängen II bis V höchstens einmal pro Halbjahr in Höhe von 20 EUR und unabhängig
von der untersuchten Tierart im Sinne von Buchstabe a gezahlt.

§ 4
Ausschluss, Entfallen, teilweise Gewährung und Rückforderung der Beihilfe, Kumulierung

(1) Für den Ausschluss, das Entfallen und die teilweise Gewährung der Beihilfe gelten die §§ 17 bis 19 und § 22 Ab-
satz 3, 4 und 6 TierGesG entsprechend. Dabei kann eine teilweise Gewährung der Beihilfe auch erfolgen, wenn für
die Untersuchung von Rinderblutproben im LALLF nicht der automatisierte Untersuchungsauftrag aus der HIT-Da-
tenbank verwendet wurde.
(2) Beihilfen werden nicht gewährt
a) an Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommission zur

Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt im Sinne von Ar-
tikel 1 Absatz 5 der Agrar-GVO nicht nachgekommen sind,

b) an Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne von Artikel 2 Absatz 14 der Agrar-GVO, sofern nicht ein in Arti-
kel 1 Absatz 6 der vorgenannten Verordnung geregelter Ausnahmetatbestand einschlägig ist und

c) an Unternehmen, wenn festgestellt wird, dass die Tierseuche im Sinne von Artikel 26 Absatz 12 der Agrar-GVO
vom Beihilfeempfänger absichtlich oder fahrlässig verursacht wurde.

(3) Beihilfen können rückwirkend bis zu drei Kalenderjahre von dem Jahr, in dem die Tierseuchenkasse von dem Ver -
stoß Kenntnis erlangt hat, vom Beihilfeempfänger zurückgefordert werden
a) wenn festgestellt wird, dass eine Ordnungswidrigkeit nach einer tierseuchenrechtlichen Vorschrift vorlag oder

die Gewährung der Beihilfe aufgrund unrichtiger Angaben erfolgte,
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b) wenn gegen beihilferechtliche Vorschriften der Europäischen Union verstoßen wurde oder
c) wenn schuldhafte Verstöße im Rahmen von Bekämpfungs- und Sanierungsprogrammen nachgewiesen wurden,

insbesondere, wenn eine angestrebte amtliche Anerkennung nicht erfolgen kann oder eine bereits erfolgte Aner-
kennung widerrufen werden muss.

Maßgeblich für den Fristbeginn ist der Zeitpunkt der Kenntniserlangung des Pflichtverstoßes.
(4) Nach dieser Satzung gewährte Beihilfen können kumuliert werden mit anderen staatlichen Beihilfen, sofern diese
Maßnahmen unterschiedliche bestimmbare beihilfefähige Kosten betreffen, sowie mit anderen staatlichen Beihilfen
für dieselben, sich teilweise oder vollständig überschneidenden beihilfefähigen Kosten, jedoch nur, wenn durch diese
Kumulierung die höchste nach der Agrar-GVO für diese Beihilfen geltende Beihilfeintensität beziehungsweise der
höchste nach der Agrar-GVO für diese Beihilfen geltende Beihilfebetrag nicht überschritten wird.

§ 5 
Transparenz von Beihilfen

Es wird darauf hingewiesen, dass Informationen über jede Einzelbeihilfe von über 60.000 EUR auf einer nationalen
oder regionalen zentralen Beihilfe-Website veröffentlicht werden.

§ 6
Haushaltsvorbehalt, Beihilferecht

(1) Die Satzung steht unter dem Vorbehalt des Haushaltsplans 2023 der Tierseuchenkasse und deren Genehmigung
nach § 14 Absatz 2 TierGesGAG M-V, des § 5 der Leistungssatzung der Tierseuchenkasse und des Landeshaushalts-
plans Mecklenburg-Vorpommern für das Haushaltsjahr 2023.
Im Einzelnen sind folgende Beteiligungen des Landes nach § 21 Absatz 3 TierGesGAG M-V an den Maßnahmen nach
den Anhängen I bis V in Höhe von 50 Prozent der entstandenen Kosten vorgesehen:

41
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Tierart/Maßnahme Beihilfe gemäß Anhang/Anlage
Rind*, Pferd**, Schwein, Schaf, Ziege Anhang I
Seuchenfrüherkennung (Nummer 2.1 und 2.2) 1
Rind* Anhang II
Bovine Herpesvirus Typ1-Infektion 2
Bovine Virusdiarrhoe-Virus-Infektion 3
Paratuberkulose 5
Tuberkulose 6
Leukose 7
Brucellose 8
Schwein Anhang III
Klassische Schweinepest und Afrikanische Schweinepest 9
Brucellose 10
Aujeszkysche Krankheit 11
Schaf/Ziege Anhang IV
Brucellose 14
Scrapie – TSE-Resistenzzucht 15
* (einschließlich Bison, Wisent und Wasserbüffel)
** (einschließlich Esel, Maultier, Maulesel)
(2) Die in dieser Satzung enthaltenen Beihilfemaßnahmen sind gemäß Artikel 26 Absatz 1 der Agrar-GVO freigestellt.
Die Europäische Union hat die Kurzbeschreibung der Beihilferegelung unter der Beihilfenummer SA.105395 auf ih-
rer Website veröffentlicht.
(3) Die Beihilfen werden erst mit der Erteilung der Beihilfenummer nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 der Agrar-GVO ge-
währt.
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§ 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt unter Beachtung der in Artikel 9 Absatz 1 der Agrar-GVO genannten Anforderung am 1. Janu-
ar 2023 in Kraft und am 30. Juni 2023 außer Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 30. November 2021 (AmtsBl.
M-V/AAz. S. 647) außer Kraft.
(2) Die Satzung wird in der Anlage Amtlicher Anzeiger des Amtsblattes Mecklenburg-Vorpommern und zusätzlich auf
der Homepage der Tierseuchenkasse von Mecklenburg-Vorpommern unter www.tskmv.de bekannt gemacht.
beschlossen am: 
1. November 2022

Michael Kühling 
Vorsitzender des Verwaltungsrates der Tierseuchenkasse von Mecklenburg-Vorpommern

genehmigt am:
5. Januar 2023

Dr. Dirk Freitag 
Ministerium für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche Räume und Umwelt Mecklenburg-Vorpommern
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Anhang I – Rind5, Pferd6, Schwein, Schaf, Ziege
Anlage 1

Diagnostische Untersuchungen zur Früherkennung von Tierseuchen
1 Rechtsvorschriften
1.1 Verordnung (EU)2016/429
1.2 Durchführungsverordnung (EU)2018/18827

1.3 Delegierte Verordnung (EU) 2018/16298

1.4 Verordnung (EU) 2021/6909

1.5 Tiergesundheitsgesetz und die nach § 6 erlassenen Verordnungen
1.6 Ausführungsgesetz zum Tiergesundheitsgesetz
1.7 Erlass über weitere planmäßige veterinärmedizinische Kontrolluntersuchungen in der Tierseuchenbekämpfung

vom 22. Februar2007 (AmtsBl. M-V S. 142), der durch den Erlass vom 26. August 2014 (unveröffentlicht, Akten-
zeichen: VI- 530-721-11390) geändert worden ist

2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen
2.1 Untersuchungen zur Abklärung von Aborten bei Rindern, Pferden, Schweinen, Schafen und Ziegen
2.2 Sektionen von Rindern, Pferden, Schweinen, Schafen und Ziegen zur Früherkennung oder zum Ausschluss von

Tierseuchen
2.3 Probenahmen und Untersuchungen von Proben auf CEM und EVA bei Pferden

43
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5 einschließlich Bison, Wisent und Wasserbüffel
6 einschließlich Esel, Maultier, Maulesel
7 Durchführungsverordnung (EU) 2018/1882 der Kommission vom 3. Dezember2018 überdie Anwendung bestimmter Bestimmungen zur Seu-

chenprävention und -bekämpfung auf Kategorien gelisteter Seuchen und zur Erstellung einer Liste von Arten und Artengruppen, die ein er-
hebliches Risiko für die Ausbreitung dieser gelisteten Seuchen darstellen (ABl. L 308 vom4.12.2018, S. 21)

8 Delegierte Verordnung (EU) 2018/1629 der Kommission vom 25. Juli 2018 zur Änderung der Liste der Seuchen in Anhang II der Verordnung 
(EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates zu Tierseuchen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich 
der Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht) (ABI. L 272 vom 31.10.2018, S. 11)

9 Verordnung (EU) 2021/690 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. April 2021 zur Aufstellung eines Programms für den Binnen-
markt, die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen, einschließlich kleiner und mittlerer Unternehmen, den Bereich Pflanzen, Tiere, Lebens-
mittel und Futtermittel sowie europäische Statistiken (Binnenmarktprogramm) und zur Aufhebung der Verordnungen (EU) Nr. 99/2013, (EU) 
Nr. 1287/2013, (EU) Nr. 254/2014 und (EU) Nr. 652/2014 (ABl. L 153 vom 3.5.2021, S. 1)
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3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 Voraussetzungen für Maßnahmen nach Nummer2.1 und 2.2:

a) Probenahmen und Versand der Proben zur Abklärung von Aborten durch die Hoftierärztin oder den Hoftier-
arzt entsprechend der jeweils geltenden Richtlinie des LALLF und der Inanspruchnahme des Kurierdienstes
dieser Einrichtung oder des Sektionsfahrzeuges der Firma SecAnim GmbH in 17139 Malchin, An der Land-
wehr

b) Durchführung von Sektionen auf Anweisung der Hoftierärztin oder des Hoftierarztes nach Absprache mit
dem Tiergesundheitsdienst oder der Tierseuchenkasse

c) Untersuchungen auf Tierseuchen, die in der Liste der Tierseuchen gemäß Artikel 5 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2016/429 in Verbindung mit der Delegierten Verordnung (EU) 2018/1629, in der Liste der Zoono-
sen in Anhang III der Verordnung (EU) 2021/690 des Europäischen Parlaments und des Rates oder in der
Liste der Tierseuchen des von der Weltorganisation für Tiergesundheit erstellten Codes für Landtiere auf-
geführt sind. Für darüber hinausgehende Untersuchungen sind die Kosten vom Beihilfeempfänger zu tra-
gen

3.3 Voraussetzungen für Maßnahmen nach Nummer 2.3:
• Untersuchung der Proben in einer für diese Untersuchung akkreditierten Untersuchungseinrichtung

3.4 Belege zur Vorlage bei der Tierseuchenkasse für Maßnahmen nach Nummer 2.3:
• Abrechnungsbeleg der Tierärztin oder des Tierarztes über die Probenahme
• Abrechnungsbeleg der Untersuchungseinrichtung und Laborbefund

4 Höhe der Beihilfe
4.1 Abortabklärung

labordiagnostische Untersuchungen nach den Gebührensätzen der Veterinärverwaltungskostenverordnung vom
17. Dezember2008 (GVOBl. M-V 2009 S. 2, 299), die zuletzt durch die Verordnung vom 29. Oktober 2020 (GVO-
Bl. M-V S. 1087) geändert worden ist

4.2 Sektionen10

Sektionen und labordiagnostische Untersuchungen nach den Gebührensätzen der Veterinärverwaltungskosten-
verordnung

4.3 CEM
4.3.1 Probenahme

  a) Stute: Cervix- oder Uterustupferprobe 7,50 EUR
44
45

  b) Hengst: Tupferprobe
der Fossa glandis und der Harnröhrenmündung, und zusätzlich eine Tupferprobe von Vorsekret
oder Sperma

15,00 EUR

4.3.2 Labordiagnostische Untersuchung 100 Prozent
4.4 EVA
4.4.1 Probenahme:

a) Blutprobe 3,60 EUR
b) Spermaprobe bei serologisch positivem Befund 20,00 EUR

4.4.2 Labordiagnostische Untersuchungen 100 Prozent
Anhang II – Rinder

Anlage 2
Bovine Herpesvirus Typ 1-Infektion der Rinder (BHV1-Rind)
1 Rechtsvorschriften

10 Von der Beihilfe ausgeschlossen sind die Kosten der Tierkörperbeseitigung
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1.1 DelegierteVerordnung (EU)2020/68911 (Anhang IV Teil IV)
1.2 Tiergesundheitsgesetz
1.3 BHV1-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Mai 2015 (BGBl. I S. 767), die durch Artikel 1

der Verordnung vom 3. Mai 2016 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist
1.4 Erlass über ergänzende Überwachungsmaßnahmen sowie Festlegungen zum Schutz des BHV1-freien Status

nach Artikel 10 der Richtlinie 64/432/EWG in Mecklenburg-Vorpommern vom 12. August 2016, der durch den
Erlass vom 15. März 2017 geändert worden ist (unveröffentlicht Aktenzeichen VI 530-72121010)

1.5 Erlass zur Überwachung der Aufrechterhaltung des Status „seuchenfrei“ hinsichtlich der BHV1, Brucellose,
Leukose, BVD und Tuberkulose in Bezug auf gehaltene Rinder, der Brucellose in Bezug auf gehaltene Schafe
und Ziegen und der Aujeszkyschen Krankheit in Bezug auf gehaltene Schweine vom 29. Oktober 2021 (unveröf-
fentlicht, Az. VI 530-721-11100)

2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen
amtlich angeordnete Blut- oder Milchprobenahmen und labordiagnostische Untersuchungen

45
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a) von allen Rindern, die nach Anlage 1 Abschnitt II Nummer 2 Satz 1 bis 3 und Nummer 3 Satz 1 der BHV1-
Verordnung zu untersuchen sind,

b) von bis zu 30 nicht gegen die BHV1-Infektion geimpften und über neun Monate alten Rindern in Milch- und
Mutterkuhbeständen (sogenanntes „Jungtierfenster BHV1“) und

c) von allen Rindern, für die zusätzliche risikoorientierte Kontrolluntersuchungen nach Nummer 1.1 bis 1.3
sowie eine Abklärungsuntersuchung im Bestand pro Jahr nach Nummer 4.2.1 und 4.2.2 jeweils erster An-
strich des nach Nummer 1.4 genannten Erlasses von dem zuständigen VLA angewiesen werden.

3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 Entfernung ermittelter Reagenten durch Schlachtung nach näherer Anweisung durch das zuständigen VLA.
3.3 Belege zur Vorlage bei der Tierseuchenkasse:

• Vorlage der amtstierärztlichen Anordnung zur Durchführung von risikoorientierten Kontrolluntersuchungen
nach Nummer 2 Buchstabe c

4 Höhe der Beihilfe
4.1 Probenahme
a) Blutprobe je Tier

 • Mutterkuh-/Mastbestände bis zu 50 Tieren 4,00 EUR
• Mutterkuh-/Mastbestände mit mehr als 50 Tieren 3,50 EUR
• Milchviehbestände bis zu 10 Tieren 3,60 EUR
• Milchviehbestände mit mehr als 10 bis zu 150 Tieren 2,40 EUR
• Milchviehbestände mit mehr als 150 Tieren 2,10 EUR

(Grundlage für die Bestandsgröße ist der bei der Tierseuchenkasse gemeldete Tierbestand)
b) Milchprobe je Tier

 • durch eine Tierärztin oder einen Tierarzt 1,00 EUR
• durch die MRV eG bereitgestellte Probe 0,50 EUR

4.2 labordiagnostische Untersuchungen nach den Gebührensätzen der Veterinärverwaltungskostenverordnung
46
47

11 Delegierte Verordnung (EU) 2020/689 der Kommission vom 17. Dezember2019 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/429 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates hinsichtlich Vorschriften betreffend Überwachung, Tilgungsprogramme und den Status „seuchenfrei“ für be-
stimmte gelistete und neu auftretende Seuchen (ABl. L174 vom 3.6.2020, S. 211), die durch die Delegierte Verordnung (EU) 2021/881 (ABl. L 
194 vom 2.6.2021, S. 10) geändert worden ist.
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Anlage 3
Bovine Virusdiarrhoe-Virus-Infektion (BVDV)
1 Rechtsvorschriften
1.1 DelegierteVerordnung (EU)2020/689 (Anhang IV Teil VI)
1.2 Tiergesundheitsgesetz
1.3. BVDV-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 2016 (BGBl. I S. 1483)
1.4 Erlass zur Überwachung der Aufrechterhaltung des Status „seuchenfrei“ hinsichtlich der BHV1, Brucellose,

Leukose, BVD und Tuberkulose in Bezug auf gehaltene Rinder, der Brucellose in Bezug auf gehaltene Schafe
und Ziegen und der Aujeszkyschen Krankheit in Bezug auf gehaltene Schweine

2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen
2.1 Blut- oder Milchprobenahmen und labordiagnostische Untersuchungen auf BVDV-Antikörper zweimal jährlich

von bis zu 14 nicht gegen die BVDV-Infektion geimpften Rindern im Alter von über sechs Monaten (sogenanntes
„Jungtierfenster BVD“)

2.2 labordiagnostische Untersuchungen von Blut- oder Ohrstanzproben auf BVDV- Antigen oder zum Nachweis von
BVDV-Genom

3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 Durchführung der Probenahme für die Untersuchung nach Nummer 2.2 innerhalb von 20 Tagen nach der Ge-

burt im Geburtsbestand
3.3 unverzügliche Entfernung aller ermittelten persistent BVDV-infizierten Rinder nach näherer Anweisung des zu-

ständigen VLA gemäß § 5 Absatz 2 der BVDV- Verordnung
3.4 Nutzung der für die BHV1-Untersuchung entnommenen Blutproben möglichst auch für die BVDV-Untersuchung
4 Höhe der Beihilfe
4.1 Probenahme
a) Blutprobe je Tier

 • Mutterkuh-/Mastbestände bis zu 50 Tieren 4,00 EUR
• Mutterkuh-/Mastbestände mit mehr als 50 Tieren 3,50 EUR
• Milchviehbestände bis zu 10 Tieren 3,60 EUR
• Milchviehbestände mit mehr als 10 bis zu 150 Tieren 2,40 EUR
• Milchviehbestände mit mehr als 150 Tieren 2,10 EUR

(Grundlage für die Bestandsgröße ist der bei der Tierseuchenkasse gemeldete Tierbestand)
b) Milchprobe je Tier

47
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 • durch eine Tierärztin oder einen Tierarzt 1,00 EUR
• durch die MRV eG bereitgestellte Probe 0,50 EUR

4.2 labordiagnostische Untersuchungen nach den Gebührensätzen der Veterinärverwaltungskostenverordnung
Anlage 4

Salmonellose der Rinder
1 Rechtsvorschriften
1.1 Tiergesundheitsgesetz
1.2 Rinder-Salmonellose-Verordnung  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  14. November  1991  (BGBl. I

S. 2118), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. April 2014 (BGBl. I S. 388, 390) geändert worden
ist

2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen
2.1 Einsatz von Impfstoffen zur Bekämpfung nach Ausbruch der Salmonellose in einem Rinderbestand. Die Beihilfe

wird bis zu zwei Jahre nach Aufhebung der Schutzmaßnahmen gewährt.
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2.2 labordiagnostische Untersuchungen von Kot- oder Kottupferproben nach § 7 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b
der Rinder-Salmonellose-Verordnung zur Aufhebung der Schutzmaßnahmen (Abschlussuntersuchung)

3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 Beratung durch den Rindergesundheitsdienst und Bestätigung eines bestandsspezifischen Bekämpfungsplans

mit Impfung durch das zuständige VLA
3.3 Durchführung der Impfungen zur Bekämpfung der Rindersalmonellose nach den Festlegungen des Rinderge-

sundheitsdienstes und des zuständigen VLA
3.4 Belege zur Vorlage bei der Tierseuchenkasse:

• Vorlage des bestätigten bestandsspezifischen Bekämpfungsplans
• Nachweis über Datum und Anzahl der geimpften Rinder an Hand des Bestandsregisters (HIT oder Betriebs-

register)
4 Höhe der Beihilfe

4.1 Beihilfe je Impfung: 1,50 EUR
4.2 labordiagnostische Untersuchungen nach den Gebührensätzen der Veterinärverwaltungskostenverordnung

48
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Anlage 5
Paratuberkulose der Rinder
1 Rechtsvorschriften
1.1 Durchführungsverordnung (EU) 2018/1882
1.2 Bekanntmachung des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft von Empfehlungen für hygieni-

sche Anforderungen an das Halten von Wiederkäuern vom 7. Juli 2014 (BAnz AT 01.08.2014 B1), die durch die
Bekanntmachung vom 19. August 2014 (BAnz AT 28.08.2014 B1) geändert worden ist

1.3 Programm zur Bekämpfung der Paratuberkulose in Rinderbeständen in Mecklenburg-Vorpommern vom 12. Au-
gust 2022 (AmtsBl. M-V S. 514) in der jeweils geltenden Fassung

2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen
2.1 labordiagnostische Untersuchungen von Umgebungsproben (Sockentupfer, Güllemischproben und Sammelkot-

proben) zum direkten Erregernachweis auf Mycobacterium avium subsp. paratuberculosis (Map) mittels bakte-
riologischer Untersuchung oder auf das Genom des Erregers mittels PCR

2.2 Probenahme und labordiagnostische Untersuchungen von Blut- oder Milchproben zum indirekten Erregernach-
weis auf Antikörper gegen Map einmal jährlich je Tier im Bestand entsprechend dem betrieblichen Bekämp-
fungsplan

2.3 labordiagnostische Untersuchungen von Einzeltierkotproben zum direkten Erregernachweis auf Map mittels
bakteriologischer Untersuchung oder auf das Genom des Erregers mittels PCR nach Festlegung im betriebli-
chen Bekämpfungsplan und den Fortschreibungen; die Gewährung der Beihilfe erfolgt einmal jährlich je Tier im
Bestand und

2.4 tierärztliche Probenahme von Einzeltierkotproben ab Stufe 3 der Kontrollphase des nach Nummer 1.3 genann-
ten Programms

3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 Verpflichtungserklärung des Beihilfeempfängers zur Teilnahme an dem nach Nummer 1.3 genannten Programm

und Zustimmung für die Übermittlung der Untersuchungsbefunde durch das LALLF an die Tierseuchenkasse
3.3 Feststellung der Eignung des Betriebes zur Teilnahme an dem nach Nummer 1.3 genannten Programm durch

das zuständige VLA im Einvernehmen mit dem Rindergesundheitsdienst bei der Tierseuchenkasse von Mecklen-
burg-Vorpommern

3.4 Festlegung eines betriebsspezifischen Untersuchungsumfanges durch den Rindergesundheitsdienst im Einver-
nehmen mit dem VLA im betrieblichen Bekämpfungsplan und Bestätigung durch das zuständige VLA

3.5 Probenahme, Lagerung und Versand der Proben nach den Vorgaben der Anlage 4 des nach Nummer 1.3 genann-
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ten Programms
49
50

3.6 Nutzung der für die BHV1- oder BVDV-Untersuchung entnommenen Blut- oder Milchproben möglichst auch für
die Paratuberkulose Untersuchung nach Nummer 2.2

3.7 Belege zur Vorlage bei der Tierseuchenkasse:
• Verpflichtungserklärung des Beihilfeempfängers
• Betrieblicher Bekämpfungsplan und Fortschreibung

4 Höhe der Beihilfe
4.1 Probenahme
a) Blutprobe je Tier und Jahr

 • Mutterkuhbestände bis zu 50 Tieren 4,00 EUR
• Mutterkuhbestände mit mehr als 50 Tieren 3,50 EUR
• Milchviehbestände bis zu 10 Tieren 3,60 EUR
• Milchviehbestände mit mehr als 10 bis zu 150 Tieren 2,40 EUR

 • Milchviehbestände mit mehr als 150 Tieren 2,10 EUR
(Grundlage für die Bestandsgröße ist der bei der Tierseuchenkasse gemeldete Tierbestand)

b) Milchprobe je Tier und Jahr
 • durch eine Tierärztin oder einen Tierarzt 1,00 EUR
• durch die MRV eG bereitgestellte Probe 0,50 EUR

c) Kotprobe nach Nummer 2.3 und 2.4 je Tier und Jahr
 • durch eine Tierärztin oder einen Tierarzt: 1,00 EUR

4.2 Untersuchung
a) labordiagnostische Untersuchungen im indirekten Erregernachweis auf Antikörper nach den Gebührensät-

zen der Veterinärverwaltungskostenverordnung
b) labordiagnostische Untersuchungen im direkten Erregernachweis

Beihilfe je Probe: höchstens 22,50 EUR
Anlage 6

Tuberkulose der Rinder
1 Rechtsvorschriften
1.1 Delegierte Verordnung (EU) 2020/689 (Anhang IV Teil II Kapitel 2)
1.2 Tiergesundheitsgesetz
1.3 Tuberkulose-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Juli 2013 (BGBl. I S. 2445, 2014 I S. 47),

die durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. Mai 2017 (BGBl. I S. 1253) geändert worden ist
50
51

1.4 Erlass zur Überwachung der Aufrechterhaltung des Status „seuchenfrei“ hinsichtlich der BHV1, Brucellose,
Leukose, BVD und Tuberkulose in Bezug auf gehaltene Rinder, der Brucellose in Bezug auf gehaltene Schafe
und Ziegen und der Aujeszkyschen Krankheit in Bezug auf gehaltene Schweine

2 Beihilfebegünstigte Maßnahme
amtlich angeordnete Untersuchungen von Rindern mittels Tuberkulinprobe zur Wiederanerkennung des Bestan-
des als „amtlich anerkannter tuberkulosefreier Rinderbestand“

3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 Belege zur Vorlage bei der Tierseuchenkasse:
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• Nachweis über die Anzahl der durchgeführten Tuberkulinproben
4 Höhe der Beihilfe

4.1 Tuberkulinprobe als Monotest je Rind: 5,00 EUR
4.2 Tuberkulinprobe als Simultantest je Rind: 7,50 EUR

Anlage 7
Leukose der Rinder
1 Rechtsvorschriften
1.1 Delegierte Verordnung (EU)2020/689 (Anhang IV Teil III Kapitel 2)
1.2 Tiergesundheitsgesetz
1.3 Rinder-Leukose-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2017 (BGBl. I S. 1262)
1.4 Erlass zur Überwachung der Aufrechterhaltung des Status „seuchenfrei“ hinsichtlich der BHV1, Brucellose,

Leukose, BVD und Tuberkulose in Bezug auf gehaltene Rinder, der Brucellose in Bezug auf gehaltene Schafe
und Ziegen und derAujeszkyschen Krankheit in Bezug aufgehaltene Schweine

2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen
Blut- oder Milchprobenahmen und labordiagnostische Untersuchungen im Rahmen von amtlich angeordneten
Kontrolluntersuchungen zur Aufrechterhaltung des Status des Gebietes Deutschlands als frei von Enzootischer
Leukose des Rindes

3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 Nutzung der für die BHV1-Untersuchung entnommenen Blut- oder Milchproben möglichst auch für die Leukose-

Untersuchung
4 Höhe der Beihilfe

51
52

4.1 Probenahme
a) Blutprobe je Tier

  • Mutterkuhbestände bis zu 50 Tieren 4,00 EUR
• Mutterkuhbestände mit mehr als 50 Tieren 3,50 EUR
• Milchviehbestände bis zu 10 Tieren 3,60 EUR
• Milchviehbestände mit mehr als 10 bis zu 150 Tieren 2,40 EUR
• Milchviehbestände mit mehr als 150 Tieren 2,10 EUR
•  (Grundlage für die Bestandsgröße ist der bei der Tierseuchenkasse gemeldete

Tierbestand)
b) Milchprobe je Tier

  • durch eine Tierärztin oder einen Tierarzt 1,00 EUR
• durch die MRV eG bereitgestellte Probe 0,50 EUR

4.2 labordiagnostische Untersuchungen nach den Gebührensätzen der Veterinärverwaltungskostenverordnung
Anlage 8

Brucellose der Rinder
1 Rechtsvorschriften
1.1 Delegierte Verordnung (EU)2020/689 (Anhang IV Teil I Kapitel 3)
1.2 Tiergesundheitsgesetz
1.3 Brucellose-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2017 (BGBl. I S. 1267, 3060)
1.4 Erlass zur Überwachung der Aufrechterhaltung des Status „seuchenfrei“ hinsichtlich der BHV1, Brucellose,

Leukose, BVD und Tuberkulose in Bezug auf gehaltene Rinder, der Brucellose in Bezug auf gehaltene Schafe
und Ziegen und der Aujeszkyschen Krankheit in Bezug auf gehaltene Schweine

bfd amtlich®: der Info-Dienst amtlicher Verkündungen

Amtlicher Anzeiger - Anlage zum Amtsblatt für Mecklenburg-Vor-
pommern
23.01.2023 | Ausgabe 3 21



2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen
Blut- oder Milchprobenahmen und labordiagnostische Untersuchungen im Rahmen von amtlich angeordneten
Kontrolluntersuchungen zur
Aufrechterhaltung des Status des Gebietes Deutschlands als frei von Brucellose des Rindes

3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 Nutzung der für die BHV1-Untersuchung entnommenen Blut- oder Milchproben möglichst auch für die Brucello-

se Untersuchung
52
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4 Höhe der Beihilfe
4.1 Probenahme
a) Blutprobe je Tier

  • Mutterkuhbestände bis zu 50 Tieren 4,00 EUR
• Mutterkuhbestände mit mehr als 50 Tieren 3,50 EUR
• Milchviehbestände bis zu 10 Tieren 3,60 EUR
• Milchviehbestände mit mehr als 10 bis zu 150 Tieren 2,40 EUR
• Milchviehbestände mit mehr als 150 Tieren 2,10 EUR

(Grundlage für die Bestandsgröße ist der bei der Tierseuchenkasse gemeldete Tierbestand)
b) Milchprobe je Tier

  • durch eine Tierärztin oder einen Tierarzt 1,00 EUR
• durch die MRV eG bereitgestellte Probe 0,50 EUR

4.2 labordiagnostische Untersuchungen nach den Gebührensätzen der Veterinärverwaltungskostenverordnung
Anhang III – Schweine

Anlage 9
Klassische Schweinepest/Afrikanische Schweinepest 
1 Rechtsvorschriften
1.1 Delegierte Verordnung (EU) 2020/687 (Anhang I)
1.2 Tiergesundheitsgesetz
1.3 Schweinepest-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Juli 2020 (BGBl. I S. 1605), die zuletzt

durch Artikel 1 der Verordnung vom 6. November 2020 (BAnz AT 09.11.2020 V1)) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung

1.4 Schweinepest-Monitoring-Verordnung vom 9. November2016 (BGBl. I S. 2518)
1.5 Schweinehaltungshygieneverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. April 2014 (BGBl. I S. 326),

die zuletzt durch Artikel 134 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) geändert worden ist
1.6 Richtlinie Hygieneprogramm Schwein vom 25. Juni 2003 (AmtsBl. M-V S. 806)
1.7 Erlass über weitere planmäßige veterinärmedizinische Kontrolluntersuchungen in der Tierseuchenbekämpfung
1.8 Erlass zur Überwachung von im Freiland und in Auslaufhaltung gehaltenen Schweinen in Mecklenburg-Vorpom-

mern vom 25. August 2020 (unveröffentlicht Aktenzeichen VI 530-721-52100)
53
54

1.9 Programm zur Überwachung und Früherkennung der Afrikanischen Schweinepest in Schweine haltenden Be-
trieben des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 1. Oktober 2021 (AmtsBl. M-V S. 934)

2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen
2.1 Blutprobenahmen und labordiagnostische Untersuchungen im Rahmen von amtlich angeordneten Kontrollunter-

suchungen
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a) zur  Aufrechterhaltung  des  Status  „amtlich  kontrollierter  Bestand  mit  einem anerkannten  Hygienepro-
gramm“ gemäß der Richtlinie Hygieneprogramm Schwein

b) aufgrund des § 11 Nummer 1 der Schweinehaltungshygieneverordnung
2.2 Blutprobenahmen im Rahmen von amtlich angeordneten Kontrolluntersuchungen zur Überwachung und zur

Früherkennung der Klassischen und Afrikanischen Schweinepest nach den nach Nummer 1.7 und 1.8 genannten
Erlassen und

2.3 labordiagnostische Untersuchungen von verendeten Hausschweinen nach Nummer 3.2 des in Nummer 1.9 ge-
nannten Programms

3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 Nutzung der für die Untersuchung auf Aujeszkysche Krankheit oder Brucellose entnommenen Blutproben mög-

lichst auch für die Untersuchung auf Schweinepest
3.3 Teilnahmeerklärung des Beihilfeempfängers an dem nach Nummer 1.9 genannten Programms mit Zustimmung

zur Übermittlung der Untersuchungsbefunde durch das LALLF an die Tierseuchenkasse
4 Höhe der Beihilfe
4.1 Probenahme

Blutprobe je Tier
  • in Freilandhaltung 3,50 EUR

• in Stall-/Auslaufhaltung 3,00 EUR
4.2 labordiagnostische Untersuchungen nach den Gebührensätzen der Veterinärverwaltungskostenverordnung

Anlage 10
Brucellose der Schweine
1 Rechtsvorschriften
1.1 Tiergesundheitsgesetz
1.2 Brucellose-Verordnung
1.3 Schweinehaltungshygieneverordnung

54
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1.4 Richtlinie Hygieneprogramm Schwein
1.5 Erlass zur Überwachung von im Freiland und in Auslaufhaltung gehaltenen Schweine in Mecklenburg-Vorpom-

mern vom 25. August 2020 (unveröffentlicht Aktenzeichen VI 530-721-52100)
1.6 Erlass zur Überwachung der Aufrechterhaltung des Status „seuchenfrei“ hinsichtlich der BHV1, Brucellose,

Leukose, BVD und Tuberkulose in Bezug auf gehaltene Rinder, der Brucellose in Bezug auf gehaltene Schafe
und Ziegen und der Aujeszkyschen Krankheit in Bezug auf gehaltene Schweine

2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen
Blutprobenahmen und labordiagnostische Untersuchungen im Rahmen von amtlich angeordneten Kontrollunter-
suchungen
a) zur  Aufrechterhaltung  des  Status  „amtlich  kontrollierter  Bestand  mit  einem anerkannten  Hygienepro-

gramm“ gemäß der Richtlinie Hygieneprogramm Schwein
b) aufgrund des § 11 Nummer 1 der Schweinehaltungshygieneverordnung und
c) nach Nummer 1 erster Anstrich und zweiter Anstrich Satz 1 sowie Nummer2 des nach Nummer 1.6 ge-

nannten Erlasses
3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 Nutzung der für die Untersuchung auf Schweinepest oder Aujeszkysche Krankheit entnommenen Blutproben

möglichst auch für die Untersuchung auf Brucellose
4 Höhe der Beihilfe
4.1 Probenahme
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Blutprobe je Tier
  • in Freilandhaltung 3,50 EUR

• in Stall-/Auslaufhaltung 3,00 EUR

4.2 labordiagnostische Untersuchungen nach den Gebührensätzen der Veterinärverwaltungskostenverordnung
Anlage 11

Aujeszkysche Krankheit der Schweine
1 Rechtsvorschriften
1.1 Delegierte Verordnung (EU)2020/689 (Anhang IV Teil V)
1.2 Tiergesundheitsgesetz
1.3 Verordnung zum Schutz gegen die Aujeszkysche Krankheit in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Dezem-

ber 2005 (BGBl. I S. 3609), die durch Artikel 385 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geän-
dert worden ist

55
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1.4 Schweinehaltungshygieneverordnung
1.5 Richtlinie Hygieneprogramm Schwein
1.6 Erlass zur Überwachung von im Freiland und in Auslaufhaltung gehaltenen Schweinen in Mecklenburg-Vorpom-

mern vom 25. August 2020 (unveröffentlicht Aktenzeichen VI 530-721-52100)
1.7 Erlass zur Überwachung der Aufrechterhaltung des Status „seuchenfrei“ hinsichtlich der BHV1, Brucellose,

Leukose, BVD und Tuberkulose in Bezug auf gehaltene Rinder, der Brucellose in Bezug auf gehaltene Schafe
und Ziegen und der Aujeszkyschen Krankheit in Bezug auf gehaltene Schweine

2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen
Blutprobenahmen und labordiagnostische Untersuchungen im Rahmen von amtlich angeordneten Kontrollunter-
suchungen
a) zur Aufrechterhaltung des Status des Gebiets Deutschlands als frei von der Aujeszkyschen Krankheit
b) zur  Aufrechterhaltung  des  Status  „amtlich  kontrollierter  Bestand  mit  einem anerkannten  Hygienepro-

gramm“ gemäß der Richtlinie Hygieneprogramm Schwein und
c) aufgrund des § 11 Nummer 1 der Schweinehaltungshygieneverordnung

3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 Nutzung der für die Untersuchung auf Schweinepest oder Brucellose entnommenen Blutproben möglichst auch

für die Untersuchung auf Aujeszkysche Krankheit
4 Höhe der Beihilfe
4.1 Probenahme

  • in Freilandhaltung 3,50 EUR
• in Stall-/Auslaufhaltung 3,00 EUR

Blutprobe je Tier
4.2 labordiagnostische Untersuchungen nach den Gebührensätzen der Veterinärverwaltungskostenverordnung

Anlage 12
Porcines Reproduktives und Respiratorisches Syndrom des Schweines (PRRS)
1 Rechtsvorschriften
1.1 Tiergesundheitsgesetz
1.2 Ausführungsgesetz zum Tiergesundheitsgesetz
1.3 Schweinehaltungshygieneverordnung
1.4 Richtlinie Hygieneprogramm Schwein
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1.5 Programm der Tierseuchenkasse von Mecklenburg-Vorpommern zum Schutz der Schweinebestände vor der In-
fektion mit dem Virus des Porcinen Reproduktiven und Respiratorischen Syndrom (PRRS) vom 5.  August 2020 in
der jeweils geltenden Fassung

2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen
2.1 labordiagnostische Untersuchungen von Blutproben im Rahmen einer Einstiegsuntersuchung für zwei Untersu-

chungen innerhalb von zwölf Monaten auf PRRS- Antikörper nach dem in Nummer 4 festgelegten Umfang des
nach Nummer 1.5 genannten Programms

2.2 Blutprobenahmen und labordiagnostische Untersuchungen im Rahmen von Kontrolluntersuchungen
a) zur Zertifizierung des Status „PRRS-unverdächtiger Bestand“ nach dem in Nummer 5 festgelegten Umfang

des nach Nummer 1.5 genannten Programms und
b) zur Überwachung der PRRS-Antikörpertiterhöhen in zertifizierten PRRS- positiven Beständen nach dem in

Nummer9.1 festgelegten Umfang des nach Nummer 1.5 genannten Programms
3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 Nutzung der für die Untersuchung auf Schweinepest, Aujeszkysche Krankheit oder Brucellose entnommenen

Blutproben möglichst auch für die Untersuchung auf PRRS
3.3 Übermittlung  der  Untersuchungsbefunde  an  den  Schweinegesundheitsdienst  bei  der  Tierseuchenkasse  von

Mecklenburg-Vorpommern
3.4 zusätzliche Voraussetzungen für die Beihilfen gemäß Nummer 2.2:

• Beitrittserklärung des Beihilfeempfängers zur Teilnahme an dem nach Nummer 1.5 genannten Programm
• Erarbeitung und Bestätigung des betrieblichen PRRS-Überwachungsplans durch den Schweinegesundheits-

dienst und
• regelmäßige Zertifizierung des Bestandes als „PRRS-unverdächtiger Bestand“ oder „PRRS-positiver Be-

stand“ durch den Schweinegesundheitsdienst
3.5 Belege zur Vorlage bei der Tierseuchenkasse:

• Beitrittserklärung des Beihilfeempfängers
• Betrieblicher Überwachungsplan
• Zertifikat des Bestandes

4 Höhe der Beihilfe
4.1 Probenahme

  • in Freilandhaltung 3,50 EUR
• in Stall-/Auslaufhaltung 3,00 EUR

Blutprobe je Tier
57
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4.2 labordiagnostische Untersuchungen nach den Gebührensätzen der Veterinärverwaltungskostenverordnung
Anlage 13

Salmonellen beim Schwein
1 Rechtsvorschriften
1.1 Tiergesundheitsgesetz
1.2 Ausführungsgesetz zum Tiergesundheitsgesetz
1.3 Schweine-Salmonellen-Verordnung vom 13. März 2007 (BGBl I S. 322), die zuletzt durch Artikel 137 des Geset-

zes vom 29. März 2o17 (BGBl I S. 626) geändert worden ist
1.4 Richtlinie Hygieneprogramm Schwein
1.5 Programm der Tierseuchenkasse von Mecklenburg-Vorpommern zum Salmonellenmonitoring in Schweinezucht-,

bfd amtlich®: der Info-Dienst amtlicher Verkündungen

Amtlicher Anzeiger - Anlage zum Amtsblatt für Mecklenburg-Vor-
pommern
23.01.2023 | Ausgabe 3 25



Ferkelproduktions- und spezialisierten Ferkelaufzuchtbetrieben sowie zur Reduzierung der Salmonellenbelas-
tung in Schweine haltenden Betrieben vom 5. August 2020 in der jeweils geltenden Fassung

2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen
2.1 labordiagnostische Untersuchungen von Blutproben im Rahmen einer Einstiegsuntersuchung für zwei Untersu-

chungen innerhalb von zwölf Monaten auf Salmonellen-Antikörper nach dem in Nummer 4 festgelegten Umfang
des nach Nummer 1.5 genannten Programms

2.2 Blutprobenahmen und labordiagnostische Untersuchungen im Rahmen von Kontrolluntersuchungen zur Zertifi-
zierung des Status „Salmonellen überwachter Bestand“ nach den in Nummer 6 festgelegten Umfang des nach
Nummer 1.5 genannten Programms

3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 Nutzung der für die Untersuchung auf Schweinepest, Aujeszkyschen Krankheit oder Brucellose entnommenen

Blutproben möglichst auch für die Untersuchung auf Salmonellen
3.3 Übermittlung der Untersuchungsbefunde an den Schweinegesundheitsdienst
3.4 zusätzliche Voraussetzungen für die Beihilfen gemäß Nummer 2.2:

• Beitrittserklärung des Beihilfeempfängers zur Teilnahme an dem nach Nummer 1.5 genannten Programm
• Erarbeitung und Bestätigung des betrieblichen Salmonellen-Überwachungsplanes durch den Schweinege-

sundheitsdienst und
• Zertifizierung  des  Bestandes  als  „Salmonellen  überwachter  Bestand“  durch  den  Schweinegesundheits-

dienst
58
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3.5 Belege zur Vorlage bei der Tierseuchenkasse:
• Beitrittserklärung des Beihilfeempfängers
• Betrieblicher Überwachungsplan
• Zertifikat des Bestandes

4 Höhe der Beihilfe
4.1 Probenahme

  • in Freilandhaltung 3,50 EUR
• in Stall-/Auslaufhaltung 3,00 EUR

Blutprobe je Tier
4.2 labordiagnostische Untersuchungen nach den Gebührensätzen der Veterinärverwaltungskostenverordnung
Anhang IV – Schafe und Ziegen

Anlage 14
Brucellose der Schafe und Ziegen
1 Rechtsvorschriften
1.1 Delegierte Verordnung (EU)2020/689 (Anhang IV Teil I)
1.2 Tiergesundheitsgesetz
1.3 Brucellose-Verordnung
1.4 Erlass zur Überwachung der Aufrechterhaltung des Status „seuchenfrei“ hinsichtlich der BHV1, Brucellose,

Leukose, BVD und Tuberkulose in Bezug auf gehaltene Rinder, der Brucellose in Bezug auf gehaltene Schafe
und Ziegen und der Aujeszkyschen Krankheit in Bezug auf gehaltene Schweine

2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen
Blutprobenahmen und labordiagnostische Untersuchungen im Rahmen von amtlich angeordneten Kontrollunter-
suchungen zur Aufrechterhaltung des Status des Gebietes Deutschlands als frei von Brucella melitensis

3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
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3.2 Nutzung der für die Maedi/Visna oder CAE-Untersuchung entnommenen Blutproben möglichst auch für die
Brucellose Untersuchung

4 Höhe der Beihilfe
4.1 Probenahme

Blutprobe je Tier 3,10 EUR
4.2 labordiagnostische Untersuchungen nach den Gebührensätzen der Veterinärverwaltungskostenverordnung
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Anlage 15
TSE-Resistenzzucht; Genotypisierung bei Schafen und Ziegen
1 Rechtsvorschriften
1.1 Verordnung (EU) 2020/772 der Kommission vom 11. Juni 2020 zur Änderung der Anhänge I, VII und VIII der

Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Maßnahmen zur Til-
gung  transmissibler  spongiformer  Enzephalopathien  bei  Ziegen  und  gefährdeten  Rassen  (ABl.  L  184  vom
12.6.2020, S. 43)

1.2 Verordnung (EU) 2020/1593 der Kommission vom 29. Oktober 2020 zur Änderung des Anhangs X der Verord-
nung (EG) Nr. 999/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich weiterer Untersuchungen auf
positive  Fälle  transmissibler  spongiformer  Enzephalopathien  bei  Schafen  und  Ziegen  (ABl.  L  360  vom
30.10.2020, S. 13)

1.3 Verordnung (EU) 2021/1176 der Kommission vom 16. Juli 2021 zur Änderung der Anhänge III, V, VII und IX der
Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Genotypisierung po-
sitiver TSE-Fälle bei Ziegen, der Bestimmung des Alters bei Schafen und Ziegen, der Maßnahmen in einem Be -
stand oder einer Herde mit atypischer Scrapie und der Bedingungen für die Einfuhr von Erzeugnissen aus Rin -
dern, Schafen und Ziegen (ABl. L 256 vom 19.7.2021, S. 56)

1.4 Tiergesundheitsgesetz
1.5 TSE-Resistenzzuchtverordnung vom 17. Oktober2005 (BGBl. I S. 3028), die zuletzt durch Artikel 136 des Geset-

zes vom 29. März 2017 (BGBl. IS. 626) geändert worden ist
1.6 Erlass über weitere planmäßige veterinärmedizinische Kontrolluntersuchungen in der Tierseuchenbekämpfung
2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen

Genotypisierung männlicher und weiblicher Zuchtschafe und -ziegen in Herdbuchbeständen
3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 die genotypisierten Zuchtschafe und -ziegen gehören zu einem Herdbuchbestand
3.3 zusätzlich zu Nummer 3.1 Verwendung des Antragsformulars auf Beihilfe für TSE-Genotypisierung, eingestellt

auf der Homepage der Tierseuchenkasse von Mecklenburg-Vorpommern unter www.tskmv.de/vordrucke und Be-
stätigung des Antrages durch den Landesschaf- und Ziegenzuchtverband Mecklenburg-Vorpommern e.V.

3.4 Belege zur Vorlage bei der Tierseuchenkasse:
• Antrag auf Beihilfe für TSE-Genotypisierung
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• Nachweis über die Anzahl und Ergebnisse der durchgeführten Genotypisierungen
• Rechnungsbeleg über die durchgeführten Genotypisierungen

4 Höhe der Beihilfe
Beihilfe je Tier höchstens 10,00 EUR

Anlage 16
Maedi/Visna der Schafe und Caprine-Arthritis-Enzephalitis der Ziegen
1 Rechtsvorschriften
1.1 Richtlinie zur freiwilligen Sanierung von Schafbeständen auf Maedi/Visna und Ziegenbeständen auf Caprine-Ar-
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thritis-Enzephalitis (CAE) des Landesschaf- und Ziegenzuchtverbandes Mecklenburg-Vorpommern e.V (LSZV)
vom 21. April 2018 in der jeweils geltenden Fassung

2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen
2.1 Blutprobenahme und labordiagnostische Untersuchung im Rahmen einer Einstiegsuntersuchung von über zwölf

Monate alten Schafen zur Untersuchung auf Maedi/Visna und von über zwölf Monate alten Ziegen zur Untersu-
chung auf CAE nach Nummer 3.1 der nach Nummer 1.1 genannten Richtlinie nach dem folgenden Stichproben-
schlüssel:

Anzahl der Tiere pro Bestand: Anzahl der zu untersuchenden Tiere
1 bis 20 alle
21 bis 100 20
101 bis250 60
über 250 80

2.2 Blutprobenahmen und labordiagnostische Untersuchungen im Rahmen von Kontrolluntersuchungen
a) für die letzte Anerkennungsuntersuchung und
b) zur Aufrechterhaltung des Status „anerkannt Maedi/Visna-unverdächtiger Bestand“ oder „anerkannt CAE-

unverdächtiger Bestand“ bei allen über zwölf Monate alten Schafen oder Ziegen
3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
3.2 Bei gemeinsamer Haltung von Schafen und Ziegen sind jeweils beide Tierarten in die Untersuchungen einzube-

ziehen
3.3 Nutzung der für die Untersuchung auf Brucellose entnommenen Blutproben möglichst auch für die Untersu-

chung auf Maedi/Visna und CAE
3.4 zusätzliche Voraussetzungen für die Beihilfen gemäß Nummer 2.2:
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• Teilnahmeerklärung des Beihilfeempfängers an den nach Nummer 1.1 genannten Sanierungsverfahren
• Einhaltung der Bestimmungen der nach Nummer 1.1 genannten Richtlinie zur Sanierung der Bestände und
• Anerkennung des Schaf- oder Ziegenbestandes als „anerkannt Maedi/Visna-unverdächtiger Bestand“ oder

„anerkannt CAE-unverdächtiger Bestand“ durch den Landesschaf- und Ziegenzuchtverband Mecklenburg-
Vorpommern e.V.

3.5 Belege zur Vorlage bei der Tierseuchenkasse:
• Teilnahmeerklärung des Beihilfeempfängers
• Anerkennungsbescheinigung des Bestandes

4 Höhe der Beihilfe
4.1 Probenahme

Blutprobe je Tier: 3,10 EUR
4.2 labordiagnostische Untersuchungen nach den Gebührensätzen der Veterinärverwaltungskostenverordnung
Anhang V – Sonstige

Anlage 17
Reinigung und Desinfektion
1 Rechtsvorschriften
1.1 Verordnung (EU) 2016/429 (insbesondere Artikel 10 und 61)
1.2 Tiergesundheitsgesetz
1.3 MKS-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2666, 3245, 3526)
1.4 Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665, 2664)
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1.5 Schweinepest-Verordnung
2 Beihilfebegünstigte Maßnahmen

Kosten der Feinreinigung und Schlussdesinfektion von Ställen, in denen bei den Tieren die Maul- und Klauen-
seuche, die Geflügelpest, die Klassische Schweinepest oder die Afrikanischer Schweinepest amtlich festgestellt
und die Gesamtbestandstötung angeordnet wurde. Die Gewährung der Beihilfe erfolgt vorbehaltlich der aktuel-
len Haushaltslage der Tierseuchenkasse in Verbindung mit der aktuellen Seuchensituation.

3 Beihilfevoraussetzungen
3.1 Voraussetzungen gemäß §§ 2 und 3
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3.2 Gesamtbestandstötung und Anordnung der Reinigungs- und Desinfektionsmaßnahmen nach näherer Anweisung
des zuständigen VLA

3.3 Abnahme der Reinigungs- und Desinfektionsmaßnahmen und Aufhebung der Schutzmaßregeln durch das zu-
ständige VLA

3.4 Vorliegen der Leistungsvoraussetzungen für eine Entschädigung nach § 15 des Tiergesundheitsgesetzes
3.5 Belege zur Vorlage bei der Tierseuchenkasse:

• Bescheinigung des zuständigen VLA über die fachgerechte Ausführung der Reinigungs- und Desinfektions-
maßnahmen

• Rechnungskopien und Zahlungsnachweise durch den Beihilfeempfänger
3.6 Der Antrag auf Beihilfe ist durch den Beihilfeempfänger innerhalb eines Monats nach Durchführung der Reini-

gungs- und Desinfektionsmaßnahmen und der Abnahme durch das zuständige VLA bei der Tierseuchenkasse zu
stellen

3.7 Nicht beihilfefähig sind insbesondere Kosten für:
• die Beseitigung, Rückbau bzw. Entfernung fest eingebauter Stallausrüstungen
• die Desinfektion und Reparatur der verwendeten Ausrüstung (z. B. Fahrzeuge, Container, Technik)
• Wasser
• Schutzkleidung, Verbrauchsmaterial und Ausrüstungsgegenstände
• Verpflegung, Unterbringung, Qualifizierung, Koordinierung und Gesundheitsvorsorgemaßnahmen des Per-

sonals
• Mitarbeiter des landwirtschaftlichen Betriebs und
• Reisekosten

4 Höhe der Beihilfe
Durchführung der Reinigungs- und Desinfektionsmaßnahmen

a) durch einen Dienstleister: max. 50 Prozent der Nettokosten
b) durch den Beihilfeempfänger: max. 100 Prozent der Nettokosten des Desinfektions-

mittels
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Liquidation der „Carl-Wilde-Stiftung“
Bekanntmachung des Liquidators

Vom 6. Januar 2023
Die „Carl-Wilde-Stiftung“ ist aufgehoben worden und befindet sich in Liquidation. Die Gläubiger der Stiftung werden
aufgefordert, ihre Ansprüche gegen die Stiftung bei dem Liquidator Armin Taubenheim, Lütjenburger Straße 19A,
19406 Sternberg anzumelden.

bfd amtlich®: der Info-Dienst amtlicher Verkündungen

Amtlicher Anzeiger - Anlage zum Amtsblatt für Mecklenburg-Vor-
pommern
23.01.2023 | Ausgabe 3 29



Liquidation des Vereins: Baltic Energy Forum. e. V.
Bekanntmachung der Liquidatoren

Vom 1. Januar 2023
Der Baltic Energy Forum e. V. ist aufgelöst worden und befindet sich in Liquidation. Die Gläubiger des Vereins wer -
den aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den Verein bei den unterzeichnenden Liquidatoren anzumelden:

Jörg Sträussler 
Gneversdorfer Kamp 7c 
23569 Lübeck

Antje Willnow
Witwe-Bolte-Weg 45
28239 Bremen
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